
Am 31. Juli 2006 wurden in Regio-
nalzügen der Deutschen Bahn
von Aachen nach Hamm und von

Mönchengladbach nach Koblenz zwei
Kofferbomben gefunden. Die Spreng-
körper sollten mittels eines zeitgesteu-
erten Zündmechanismus zur Detonati-
on gebracht werden. Wegen eines Feh-
lers beim Bau der Bomben kam es zu
keiner Explosion. Die Polizei konnte
anhand von Videoaufzeichnungen im
Kölner Hauptbahnhof zwei junge liba-
nesische Staatsangehörige als Tatver-
dächtige ausforschen, die  sich seit kur-
zer Zeit in Deutschland aufhielten. Ein
weiterer Tatverdächtiger konnte identi-
fiziert werden. Das Motiv für die ver-
suchten Anschläge dürften die Anfang
2006 in deutschen Medien veröffent-
lichten Karikaturen über den Propheten
Mohammed gewesen zu sein. Der ur-
sprüngliche Plan, die Anschläge bereits
während der Fußball-WM zu verüben,
sei nach Aussage eines Verdächtigen
wegen der hohen Sicherheitsmaßnah-
men zu dieser Zeit verworfen worden. 

Vom islamistischen Terrorismus ge-
he weiterhin „die größte Bedrohung für
die Stabilität und die Sicherheit in
Deutschland“ aus, sagte Bundesinnen-
minister Dr. Wolfgang Schäuble bei
der Vorstellung des Verfassungs-
schutzberichts am 15. Mai 2007 in Ber-
lin. Die fehlgeschlagenen Kofferbom-
benattentate und die zwei im März und
April 2007 im Internet veröffentlichten
Videobotschaften hätten deutlich ge-
zeigt, „dass auch Deutschland mit einer
neuen Qualität terroristischer Aktivitä-
ten rechnen muss“, betonte Schäuble.

Die Gefährdung der inneren Sicher-
heit Deutschlands durch islamistische
Terroristen habe 2006 eine neue Di-
mension erreicht, heißt es im Verfas-
sungsschutzbericht. Deutschland werde
von islamistischen Terroristen nicht
mehr nur als Rückzugsraum betrachtet,
sondern sei zu deren Operationsgebiet
geworden.

„Angeleitet von der Ideologie des
gewalttätigen Jihad, verstanden als
,heiliger Krieg‘ zur Verteidigung und

Ausbreitung des Islam, versuchen sie
auch hier, ihre Vorstellungen von einer
,islamischen Gesellschaft‘ durchzuset-
zen, die mit den Werten der freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung
unvereinbar sind“, heißt es im Bericht.
Deutschland zähle für die „Mujahedin“
(Kämpfer des „Jihad“) zum Lager der
„Kreuzzügler“, zu den Helfern der
USA und Israels. Die Beteiligung
Deutschlands an der Ausbildung iraki-
scher Polizei- und Sicherheitskräfte
spiele dabei ebenso eine Rolle wie das
wachsende Engagement in Afghani-
stan. Darüber hinaus stellte die Veröf-
fentlichung von Karikaturen über den
Propheten Mohammed auch in den
deutschen Medien in den Augen vieler
Islamisten einen „Angriff der westli-
chen Welt auf den Islam“ dar. Die ver-
suchten Kofferbomben-Attentate hät-
ten gezeigt, dass Personen aus diesem
Spektrum auch in Deutschland moti-
viert und in der Lage sind, Anschläge
mit möglicherweise großem Personen-
schaden zu verüben. 
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Bundesministerium des Innern in Berlin: „Neue Dimension der Gefährdung durch islamistische Terroristen.“

„Neue Qualität des Terrors“
Deutschland ist von einem Rückzugsgebiet islamistischer Terroristen zu deren Operationsgebiet 

geworden. Das geht aus dem Verfassungsschutzbericht für das Jahr 2006 hervor.



Eine Gefahr für die innere Sicherheit
Deutschlands gehe auch von islamisti-
schen Organisationen aus, die nicht
dem internationalen islamistischen Ter-
rorismus zuzuordnen seien, sondern re-
gional agierten. Diese Organisationen
seien bestrebt, die in ihren Herkunfts-
ländern bestehenden Staats- und Ge-
sellschaftsordnungen durch ein strikt
islamistisches Staatswesen auf der
Grundlage des islamischen Rechts, der
Scharia, abzulösen. Die Mehrzahl die-
ser Organisationen agiere in ihren Hei-
matländern auch mit terroristischen
Mitteln. In Deutschland setzten sie ihre
Schwerpunkte auf die Betreuung und
Beeinflussung ihrer Landsleute sowie
auf Spendensammlungen zur Unter-
stützung der Aktivitäten ihrer Mutter-
organisationen in den jeweiligen Hei-
matländern. Zwei dieser Organisatio-
nen, die libanesische „Hizb Allah“
(Partei Gottes) und die palästinensische
„Islamische Widerstandsbewegung“
(HAMAS), spielten eine zentrale Rolle
im Nahost-Konflikt. 

Islamistische Gruppierungen in
Deutschland verfolgten eine breiter an-
gelegte Strategie. Laut dem Verfas-
sungsschutzbericht „wollen auch sie
die Herrschaftsverhältnisse in ihren
Herkunftsländern zugunsten eines isla-
mistischen Staatswesens ändern, zu-
gleich streben sie aber im Rahmen ei-
ner so genannten legalistischen Strate-
gie an, ihren Anhängern im Bundesge-
biet Freiräume für ein schariakonfor-
mes Leben zu schaffen“. Mit der Scha-
ria sei ihrer Auffassung nach ein alle
Lebensbereiche regelndes Gesetzessy-
stem vorgegeben, dessen Umsetzung
notwendige Voraussetzung zur Ausü-
bung des „wahren“ Islams sei. Kern
dieser islamistischen Ideologie sei die
Behauptung, Staatsgewalt dürfe nicht
dem menschlichen Willen entspringen,
sondern gehe allein von Gott (Allah)
aus, dessen Wille –offenbart im Koran
– die alleinige Wahrheit für alle Men-
schen darstelle. Das angestrebte islami-
stische Gesellschaftssystem stehe in
unauflösbarem Widerspruch zu den
Grundprinzipien der freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung. 

In Deutschland gibt es 28 aktive is-
lamistische Organisationen mit über
32.000 Mitgliedern; über 27.000 davon
sind Mitglieder türkischer Gruppierun-
gen, vor allem der „Islamischen Ge-
meinschaft Milli Görus e. V.“ (IGMG). 
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